
Bundess}ozialgericht
3“ 33/8“ Im Namen des Volkes

Verkündet am .
12. November 1985 Urteil

in dem Rechtssheü

ou-ocvoooo-ouoouoocoonu ......... colounuaouoo‚

vertreten durch ............ ....... .........,

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

.... ..... ......0.0.5.........OOOOQDOOOIOOOO.,

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:
1)

..'......OCOOOCODIIOCOIQUQ0.0UOII00.00.00,

Prozeßbevollmächtigter: .....„...........‚

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 12. November 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 14. Dezember 1983 —L 9 Kr 35/82—

aufgehoben. Die Streitsache wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
\
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Der Kläger verlangt von der Beklagten, die Kosten seines Aufent-

halts in der (KBN) in B ab

12. Oktober 1979 zu tragen.

Der 1948 geborene Kläger1leidet an einer frühkindlichen Hirn-

1
schädigung mit nachfolgetder Imbezillität. Seit November 1953

befindet er sich in vers hiedenen Kliniken und Anstalten, seit
1

Juli 1972 in der KBN, in1der
er schon von Juli 1961 bis November

1
1970 untergebracht war. Pie Kosten der Unterbringung werden vom

Sozialhilfeträger, dem
Bkigeladenen

zu 2), getragen. Der Kläger

steht unter Vormundschaf . Sein Vater, der Beigeladene zu 1), der
1

Mitglied der Beklagten ist, hat für ihn Anspruch auf Familien-

rankennilfe.

Am 12. Oktober 1979 stellte der Vormund des Klägers bei der de-
1

klagten den Antrag, die1Kosten des Aufenthalts seines Mündels in
1

der KBN zu übernehmen. Die Beklagte lehnte den Antrag ab, weil
1

die Unterbringung im wesentlichen aus pflegerischen Gründen er—
1

folge. Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg. Das Sozialge-

1
richt \SG) hat dem von ihm eingeholten Gutachten des Arztes für

1
Neurologie und

Psychiatrie
Dr. w vom 11. November 1951

1
entnommen, daß Krankenhäuspflegebedürftigkeit nicht vorgelegen

habe und nicht vorliege1
Die KBN hatte zuvor berichtet, es be-

111
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stünden eine Oligophrenie mit häufigen aggressiven Durchbrüchen

und sekundär eine Polytoxikomanie (Alkohol und Tabletten), wes-

wegen der Kläger einer intensiven pflegerischen und ärztlichen

Betreuung bedürfe, die nur auf der Wachstation einer geschlosse—

nen Anstalt möglich sei. Die von der Beklagten eingeschalteten

vertrauensärztlichen Gutachter hatten einen Behandlungsfall ver-

neint und eine Unterbringung zur Verwahrung angenommen.

Dr. w war zu dem Ergebnis gekommen, der Krankheitszustand

des Klägers erfordere zwar Betreuung durch geschultes Pflegeper—

sonal und ärztliche Betreuung, jedoch, abgesehen von etwaigen

Zwischenfällen — Vergiftungserscheinungen, Anfällen -, keine

ständige ärztliche Präsenz; die ärztliche Behandlung könne

gleichsam ambulant durchgeführt werden. Prognostisch sei eine

wesentliche Änderung nicht zu erwarten. Bei der Unterbringung

handele es sich im wesentlichen um pflegerische Maßnahmen und um

Maßnahmen, die verhüten sollen, daß der Kläger sich oder einem

anderen einen Schaden zufügt. Es müsse die Möglichkeit der Un-

terbringung in einer geschlossenen Anstalt sowie die Möglichkeit

gegeben sein, bei aktuellen Schwierigkeiten entweder den Kläger

zu verlegen oder einen Arzt hinzuzuziehen.

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG)

die Beklagte verurteilt, im Rahmen des Familienhilfeanspruchs des

Beigeladenen zu 1) die Kosten des Aufenthalts des Klägers in der

KBM seit dem 12. Oktober 1979 zu übernehmen. Zur Begründung

führt es aus: Schon der vom SC hinzugezogene ärztliche Sachver-

ständige Dr. w habe die Erforderlichkeit der Unterbringung

des Klägers auf einer geschlossenen Abteilung betont. Solche Ab—
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\

teilungen gehörten zu den\Mitteln psychiatrischer Krankenhäuser.

\
Nach der Erklärung der Be lagten gebe es in Berlin und im übrigen

Bundesgebiet für Männer keine geschlossenen Einrichtungen ohne
\

Krankenhauscharakter. Ob Fiese Tatsache allein die Leistungsver—

pflichtung der
Krankenkas%e

auslöse, sei hier nicht zu entschei—

den, denn im Falle des Küägers sei es mit einer sicheren Verwah-

rung nicht getan. Es
gehä

auch darum, die Krankheit zu behandeln,

einer Verschlimmerung vo.zubeugen und Beschwerden zu lindern. Die

als Zeugin gehörte Oberä ztin Dr. H habe überzeugend den

von der Klinik verfolgted individuellen Therapieplan geschildert,

der die maßgebliche Bete ligung fachkundiger Ärzte voraussetze.

Es würden ein heilpädago isches Training und eine Beschäfti-

gungstherapie durchgefüh t, um dem Kläger ein Ordnungs- und Ar-

Fortschreiten der Krankh itserscheinungen zu begegnen. Der Ta-

fgestellt und bei Bedarf geändert. Der

beitsgefühl zu geben. werde versucht, auf diese Weise dem

gesplan werde vom Arzt a

Kläger brauche ständig M dikamente, wobei aufgrund von Änderungen
\

in der gesundheitlichen Kerfassung Medikament und Dosis variiert

werden müßten. Der Zusta d des Klägers sei derart, daß zeitlich

unvorhersehbar ärztliche\ßntscheidungen zu treffen seien. Täglich

\
finde eine Arztvisite sthtt, manchmal müsse der Arzt an einem

\
Tage vier— bis siebenmal\gerufen werden. Der Kläger bekomme näm—

lich gelegentlich ihn sUark erregende Anfälle, er werde aufgrund
\

. . .
\

.. .eines ihn erheblich belastenden Angstgefuhls besonders aggre351v
\

„
\

. . . . ,und bedurfe dann zur Beseitigung des für ihn unerträglichen Lu—

Estandes ärztlichen Bin
gneifens

und auf die jeweilige Situation
\

abgestellter Behandlung\(zB Placebogaben, Valiumspritzen). Das
\

sei seit Jahren so.
Die\Unvorhersehbarkeit sofortigen ärztlichen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Eingreifens begründe die Notwendigkeit des Krankenhausaufent-

halts. Bedürfe der Patient im Rahmen der erforderlichen Behand—

lung ständiger ärztlicher Präsenz, so könne er nicht auf ambu-

lante ärztliche Versorgung oder ein im wesentlichen auf die

pflegerische Betreuung ausgerichtetes Krankenheim verwiesen wer—

den. Die Behandlung des Klägers in einem Krankenheim wäre nicht

ausreichend (& 4 Krankenheimbetriebs- und Pflegeentgeltvereinba—

rung vom 1. Februar 1978, Richtlinien über Anlage, Einrichtungen

und Betrieb von Krankenheimen vom 9. Mai 1977 -Berliner A81

1978, 296, 299-).

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Revision der Beklagten.

Gerügt werden eine Verletzung des 8 184 Abs 1 der Reichsversi—

cherungsordnung (RVO) und mehrere Verfahrensmängel. Das LSG sei

mit seiner Auffassung, allein die Unvorhersehbarkeit des sofor-

tigen ärztlichen Eingreifens begründe die Notwendigkeit des

Krankenhauseufenthalts, von der ständigen Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts (BSG) abgewichen. Krankenhauspflege setze

auch die Erforderlichkeit einer apparativen Mindestausstattung

und einen zielstrebigen Heilplan voraus. Auf das Erfordernis ei—

ner apparativen Mindestausstattung sei das LSG nicht eingegangen.

Die Unvornersehbarkeit des sofortigen ärztlichen Eingreifens

könne schon begrifflich nicht Teil eines zielstrebigen Heilplans

iS eines geordneten Zusammenfügens von Pflegemaßnahmen und ärzt-

licher Behandlung sein. Der gravierendste Verfahrensmangel liege

darin, daß das LSG die für seine Entscheidung erforderlichen

tatsächlichen Feststellungen nicht ausreichend getroffen habe.

Dieser Verfahrensmangel sei sogar von Amts wegen zu berücksich—
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tigen (SozR Nr 187 zu & 162; BSG Breithaupt 1980, 405, 406). Nach

der Rechtsprechung des
ESF

seien vor allem auch die Zeitab-

schnitte der
Behandlungsdedürftigkeit

festzustellen. Die Fest-

stellung des LSG, reine jflege, Anstaltspflege und reine Sicher—

heitsverwahrung hätten b i dem Kläger nicht vorgelegen und lägen
1

nicht vor, beruhe auf
einem

Verstoß gegen 85 103, 128 Abs 1 des

Sozialgerichtsgesetzes ($GG). Zumindest hätten die Äußerungen der

Klinikärzte, auf die sie das LSG beziehe, konkretisiert werden

müssen. Weitere Feststel ungen des LSG seien unter Verkennung der

Grundlagen der Beweiswürdigung getroffen worden. Hierin liege

zugleich ein Verstoß geg n Denkgesetze.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Lande}sozialgerichts Berlin vom

14. Dezember 1983 -L19 Kr 35/82- aufzuheben und

die Berufung des
Klä%ers

gegen das Urteil des

Sozialgerichts Berlih vom 16. Februar 1982

—S 75 Kr 266/80- zuwückzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneu%en Verhandlung und Ent-

scheidung an das
Laddessozialgericht

zurück-
1

zuverweisen.

Der Kager und der be1geladene zu 1) beantragen Sinngemaß‚
1

die Revision zurück uweisen.

Sie machen einen Berich der Oberärztin Dr. F von der KBW zum
1

Gegenstand ihres Vortra$es und halten der Revision entgegen: Es

1

_7-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


handele sich um einen psychiatrischen Fall, in dem ein "klassi—

sches Krankenhaus" im herkömmlichen Sinne nicht in Frage komme.

Die moderne Psychiatrie verlange andere Mittel. Es sei verfehlt,

in der modernen Psychiatrie die Dinge, die bei den sogenannten

Akutfällen eine Rolle spielten, ebenfalls in den Vordergrund zu

stellen.

Der Beigeladene zu 2) hat sich am Revisionsverfahren nicht be-

teilt.

II

Die Revision der Beklagten führt zur Zurückverweisung der

Streitsache an die Vorinstanz.

Das angefochtene Urteil wird von seinen Gründen nicht getragen.

Die Beklagte hat die Kosten des Aufenthalts des Klägers in der

KBN für die Zeit ab 12. Oktober 1979 nicht schon deshalb zu

übernehmen, weil der Kläger auf einer geschlossenen Abteilung

untergebracht sein muß und ärztlicher Behandlung bedarf. Eine

Verpflichtung der Beklagten zur Krankenhauspflege ergibt sich

auch nicht ohne weiteres daraus, worauf das LSG vor allem ab—

stellt, daß beim Kläger gelegentlich und unvorhersehbar ihn stark

erregende Anfälle und aggressive Zustände auftreten, die ein so—

tor;iges ärztliches Eingreifen erforderlich machen. Soweit das__

LSG im übrigen Behandlungsmaßnahmen anführt, reichen seine Tat—

sachenfeststellungen nicht aus, um die Voraussetzungen eines An—
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spruchs auf Krankenhauspflege als erfüllt ansehen zu können. Zu-

dem rügt die Beklagte zu
Recht eine Verletzung des S 103 Satz 1

SGG und des & 128 Abs 1 S tz 1 SGG. Da die Revisionsinstanz Tat—

sachenfeststellungen
nicht selbst treffen darf (% 163 SGG), kann

eine abschließende Entsch idung noch nicht ergehen (& 170 Abs 2

SGG).

Nach 5 184 Abs 1 BVG idF durch 5 1 Nr 1 des Leistungsverbesse-

rungsgesetzes vom 19. Dezember 1973 (BGBl I 1925) und nach

Halbsatz 1 dieser Vorsch‘ift idF durch Art 1 Nr 7 des Kosten-

dämpfungs-Ergänzungsgeserzes
vom 22. Dezember 1981 (BGBl I 1578)

wird Krankenhauspflege a 5 Leistung der gesetzlichen Krankenver-

sicherung gewährt, wenn \ie Aufnahme in ein Krankenhaus erfor-

derlich ist, um die Kran#heit
zu erkennen oder zu behandeln oder

Krankheitsbeschwerden
zujlindern.

Die Notwendigkeit der Kranken—

hausaufnahme muß sich

al$o

aus den genannten Behandlungszielen

ergeben. Besteht dieser
éedingungszusammenhang

nicht, so kann

Krankenhauspflege
selbst1dann

nicht beansprucht und gewährt wer-

den, wenn für die
Unterbringung

im Krankenhaus krankheitsbedingte

Umstände maßgebend
sind.}Nach

der Aufgabenstellung der gesetzli-

1
chen Krankenversicherung hat die Krankenkasse nur medizinische

Krankenbehandlung zu
gewähren. 50 umfaßt die ambulante Kranken—

1

pflege lediglich solche
behandlungsleistungen,

die nach den Re-
1

geln der ärztlichen Kunst Heilung und Linderung bringen und durch

die sich ein Heilerfolg
%rzielen

läßt (& 182 Abs 1 Nr 1 iVm

& 5böe HVO). Demgemäß
setzt

auch die Verpflichtung zur Kranken-

hauspflege voraus, daß
d&e

besonderen Mittel des Krankenhauses

1
benötigt werden, um die krankheit

zu heilen oder zu bessern, eine

1
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Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern

(BSGE 47, 83 : SOZR 2200 S 216 Nr 2 mwN; SOZR 2200 $ 184 Nr 11).

Die Unterbringung des Klägers in der KBN begründet daher nicht

schon deshalb einen Anspruch auf Krankenhauspflege, weil sie we—

gen einer Krankheit und darauf beruhender Verhaltensstörungen

erfolgt und nur in einer geschlossenen Abteilung möglich ist und

in dem hier in Betracht kommenden räumlichen Gebiet allein Kran-

kenhäuser über solche Abteilungen verfügen. Die Unterbringung und

Versorgung eines Kranken in einer geschlossenen Abteilung ist für

sich keine medizinische Behandlung. Ist sie nur aus Verwahrungs—

gründen erforderlich, so handelt es sich ebensowenig um eine

Krankenhauspflege iS des % 18ü RVO wie bei einer Unterbringung

zur Pflege, die lediglich dem Zweck dient, einem Zustand der

Hilflosigkeit zu begegnen (BSG aaO). Nach den Unterbringungsge-

setzen (Unterer) der deutschen Bundesländer werden Unterbrin-

gungsbedürftige in dazu geeigneten Krankenanstalten unterge-

bracht. Unterbringungsbedürftig sind psychisch Kranke (auch

Sucntkranke), die infolge ihrer Krankheit die öffentliche Si—

cherheit und Ordnung oder sich selbst oder andere ernstlich ge—

fährden (& 1 Berliner Unterer vom 5. Juni 1958; siehe zB auch

Art 1 bayer. Unterer vom 20. April 1982, & 1 baden-württembg.

Unterer vom 11. April 1983, $ 12 des Niedersächsischen Gesetzes

über Hilfen für psychisch Kranke und Schutzmaßnahmen vom 30. Mai

1976). Die Aufnahme unterbringungsbedürftiger Personen in einer

Kranwenanstalt bezweckt also in erster Linie, eine Gefährdung zu

beseitigen. Sie setzt nicht voraus, daß auch eines der in $ 184

Abs 1 BVG genannten Behandlungsziele angestrebt wird und erreicht
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werden kann. Nach den Unt rer sind zwar die verwahrten Personen

auch zu behandeln (siehe B Art 2 des bayer. Unterer ,
55 17 f

baden—württembg. Unterer% & 27 Nds.PsychKG). Eine Krankenhaus—

pflege stellt eine solchedBehandlung jedoch lediglich dann dar,

wenn es sich um eine medi inische Behandlung handelt, die nur mit

den besonderen Mitteln ei es Krankenhauses durchgeführt werden

kann. Läßt sich eine eventuell erforderliche medizinische Be—

handlung ohne eine aus
an£eren

Gründen erfolgte Unterbringung (ZB

zur Verwahrung) ambulant
Lder

in einem Pflegeheim durchführen, so
\

besteht kein Anspruch auflKrankenhauspflege.

Wenn die Rechtsprechung als besondere Mittel des Krankenhauses
\

eine apparative Mindestaußstattung, ein geschultes Pflegepersonal
[

und einen jederzeit rufbereiten Arzt herausstellt, so wird damit

für den Anspruch auf Kradkenhauspflege weder der notwendige Ein—
\

satz aller dieser Mittel}gefordert, noch der Einsatz eines dieser

Mittel stets als
ausreic%end

angesehen. Es ist vielmehr eine Ge-

samtbetrachtung
vorzuneh‘en‚

wobei den mit Aussicht auf Erfolg

angestrebten Behandlungs ielen und den Möglichkeiten einer vor—

rangigen ambulanten Beha dlung entscheidende Bedeutung zukommt.

Aus diesem Grunde ist da angefochtene Urteil nicht schon deshalb

fehlerhaft, weil, wie di Beklagte rügt, auf das Erfordernis

einer apparativen
Mindes+ausstattung

nicht eingegangen worden

sei. Vor allem bei
eineripsychiatrischen

Behandlung, um die es im

vorliegenden Fall geht, ann allein der notwendige Einsatz von

Arzten, therapeutischen Milfskräften und Pflegepersonal die Mög-

lichkeit einer ambulante Behandlung ausschließen. Andererseits

genugt es nicht, daß in nvorhersehbaren Situationen sofort ein

-11_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_11_

Arzt zugezogen werden muß. Ist die sofortige Zuziehung eines

Arztes nur in wenigen Ausnahmesituationen veranlaßt, wird das die

hier umstrittene Notwendigkeit einer zeitlich unabsehbaren Kran—

kenhauspflege in der Regel nicht begründen. Soweit die Recht—

sprechung auf die ärztliche Präsenz abstellt, ist gemeint, daß

der jederzeit rufbereite Arzt im Rahmen der laufenden Behandlung

benötigt wird. Machen nur gelegentliche Ausnahmesituationen die

sofortige Zuziehung eines Arztes erforderlich, so wird meistens

der ambulante Notfalldienst oder eine kurzfristige Krankenhaus-

einweisung ausreichen (Urteil des Senats vom 12. März 1985 -3 RK

15/84-). Auch die Notwendigkeit einer ständigen Betreuung durch

psychiatrisch geschultes Personal allein macht die Krankenkasse

noch nicht nach 3 18“ Abs 1 BVG leistungspflichtig (Urteil des

Senats vom 21. Oktober 1980 -3 RK 33/79- USK 80211). Zwar ist zu

beachten, daß bei der psychiatrischen Behandlung nichtärztliche

Therapeuten und Pflegekräfte in größerem Umfange zur Behandlung

herangezogen werden. Ihre Mitwirkung ist dann aber der ärztlichen

Behandlung untergeordnet (BSG SozR 2200 % 184 Nr 11). Von einer

Krankenhausbehandlung kann dagegen nicht mehr gesprochen werden,

wenn die ärztliche Behandlung nur noch einen die stationäre Ver—

sorgung und die pflegerischen und pädagogischen Maßnahmen be—

gleitenden Charakter hat.

Im vorliegenden Rechtsstreit kommt es demnach darauf an, welche

Behandlungsziele erreicht werden können, welche medizinischen

Maßnahmen dazu erforderlich sind, ob diese Maßnahmen als solche

(also unabhängig von der Unterbringung aus anderen Gründen) nur

stationär erbracht werden können und ggf für welche Zeiträume das
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jeweils zu gelten hat. Zu

Tatsachenfeststellungen d

Soweit festgestellt wird,

j

Kläger ein Ordnungs— und

Weise dem Fortschreiten d

lassen sich dem Urteil
ke

dazu entnehmen, welche Kr

dürftig und welche medizi

lich sind. Währendeiner ?
soll der Untergebrachte

mi

eigenverantwortliches
Lebi

(vgl Art 2 bayer. Unterbr

muß weder ihrer Zielsetzu

Behandlung sein. Die Ring

möglichung einer selbstän

hinderung einer
(weiterenb

Ziele, die eventuell durc

erreicht werden können.

Training und eine Beschäf

spricht das ebenfalls n1c

Es ist nicht

ausgeschloss[n‚

Training ei ne ambulante
äL

nn beim Kläger

t zw1'ngend für

12-

Beantwortung dieser Fragen reichen die

s angefochtenen Urteils nicht aus.

die Behandlung ziele darauf ab, dem

rbeitsgefühl zu geben und auf diese

r Krankheitserscheinungen zu begegnen,

ne hinreichend konkreten Feststellungen

nkheitserscheinungen behandlungsbe—

ischen Behandlungsmaßnahmen erforder-

nterbringung aus Sicherheitsgründen

t dem Ziel behandelt werden, ihm ein

n in der Gemeinschaft zu ermöglichen

5 3 Nds.PsychKG). Diese Behandlung

g noch ihrer Art nach eine medizinische

iederung in die Gesellschaft, die Er-

igeren Lebensführung und auch die Ver—

Verwahrlosung sind zunächst soziale

Pflege— und pädagogische Maßnahmen

ein heilpädagogisches

igung stherapie durchgeführt werden, so

eine Krankenhauspflege

das für ein heilpädagogisches

ztliche Betreuung ausreicht. Hinsicht-

lich der durchgeführten B%schäftigungstherapie
ist zu beachten,

daß allen
UntergebrachtenL

Behandlungsbedür t

gung und Arbeit gegeben We

>)
\
1

Gelegenheit zur

unabhängig von ihrer medizinischen

sinnvollen beschäfti—

rden soll (vgl Art 20 bayer. Unterer,

er). Es muß sich also auch insoweit
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nicht unbedingt um den Bestandteil einer medizinischen Kranken-

hausbehandlung handeln.

Die Feststellungen des Berufungsurteils, die sich mit der medi-

kamentösen Versorgung des Klägers befassen, lassen ebenfalls

nicht den Schluß auf die Notwendigkeit einer ununterbrochenen

Krankenhauspflege zu. Eine medikamentöse Behandlung unter stän—

diger ärztlicher Aufsicht wird vor allem bei einer akuten Er-

krankung oder einem akuten Krankheitsschub veranlaßt sein. Sie

kann dann unter Umständen einen Krankenhausaufenthalt rechtfer—

tigen. Bei einem Dauerleiden liegt es dagegen nicht nahe, daß

eine im wesentlichen gleichartige medikamentöse Behandlung über

Jahre oder, was im vorliegenden Fall in Betracht zu ziehen ist,

über Jahrzehnte hinweg nur stationär durchgeführt werden kann.

Etwas anderes ergibt sich hier auch nicht schon daraus, daß beim

Kläger aufgrund von Änderungen im gesundheitlichen Zustand Medi-

kament und Dosis variiert werden müssen. Soweit diese Änderungen

regelmäßig auftreten (Schwankungen des Befindens), können vor-

sorgliche Anweisungen des Arztes an das Pflegepersonal in vielen

Fällen ausreichen, um die erforderliche Medikation sicherzustel—

len. Soweit es sich um außergewöhnliche Zustandsänderungen, ins—

besondere um akute Krankheitsanfälle handelt, kann zwar in der

Regel auf die sofortige Zuziehung eines Arztes nicht verzichtet

werden, aber auch daraus ergibt sich nicht ohne weiteres die

Notwendigkeit eines Krankenhausaufenthalts.

Eine ständige ärztliche Präsenz wird im Berufungsurteil vor allem

wegen der den Kläger stark erregenden Anfälle für rforderlich
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gehalten. Die Anfälle sollen aber nur gelegentlich auftreten. Es

stellt sich daher die Frage, ob zur Behandlung dieser Anfälle

nicht die ambulante ärztliche Versorgung, die einen Not— und Be—

reitschaftsdienst umfaßt (% 368 Abs 3 RVG), oder eine zeitlich

begrenzte Krankenhauspflege jeweils ausreicht. Die im Berufungs-

urteil getroffenen Feststellungen geben darauf keine Antwort. Die

akute Gefährdung des Kläg rs, die aufgrund eines Medikamenten-

und Alkoholmißbrauchs bes ehen kann, soll bereits durch die Ver—

wahrung in einer geschlos enen Abteilung und die Überwachung

durch das Pflegepersonal eseitigt werden. Kann dennoch einmal

eine Vergiftung nicht ver indert werden, so wird die dann even—

tuell gebotene Krankenhau$pflege auf die Behebung des Vergif—

tungszustandes gerichtet
sein

und mit Erreichen dieses Behand—

lungsziels beendet werden können (zB Behandlung des Klägers im

Krankenha 3 am 26. und 27. Mai 1980). Ob und

auf welche Weise die dem edikamenten— und Alkoholmißbrauch zu-

grundeliegende Krankheit elbst behandelt werden kann, hängt von

der Art der Erkrankung ab Bei einer Suchtkrankheit hat die

Krankenkasse erforderlich nfalls Krankenhauspflege zu gewähren

(BSGE 46, M1 : SozR 2200
F 18Ma Nr 1). Diese Behandlung ist je—

doch auf die Heilung der fuchtkrankheit und damit auch auf eine

absehbare Beendigung des ’rankenhausaufenthalts gerichtet. Stellt
\

die Neigung zum Medikamenten- und Alkoholmißbrauch eine Verhal—

tensstörung dar, die auf [iner psychischen Krankheit beruht, so

wird die Verpflichtung de Krankenkasse zur Krankenhauspflege

davon abhängen, ob diese
kerhaltensstörung

behoben oder nicht
J

behoben werden kann. In ersterem Falle wird die Krankenhausbe-

handlung ebenfalls begrenzt sein, im letzteren Falle erscheint es
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fraglich, ob überhaupt eines der Behandlungsziele des S 184 Abs 1

RVO erreicht werden kann oder ob man sich auf die Unterbringung

und Beaufsichtigung mit einer begleitenden ärztlichen Betreuung

beschränken muß.

Das angefochtene Urteil beruht auf einer Verletzung des & 128

Abs 1 SGG, weil es das Gesamtergebnis des Verfahrens nicht um-

fassend berücksichtigt. Das einzige Sachverständigengutachten,

das in diesem Rechtsstreit eingeholt worden ist, das im Verfahren

vor dem SG erstattete Gutachten des Arztes für Neurologie und

Psychiatrie Dr. w vom 11. November 1981, kommt zu dem Er-

gebnis, daß abgesehen von Zwischenfällen eine ständige ärztliche

Präsenz nicht erforderlich sei, die ärztliche Behandlung gleich—

sam ambulant durchgeführt werden könne und lediglich für den Fall

aktueller Schwierigkeiten die Möglichkeit der Verlegung oder der

Hinzuziehung eines Arztes gegeben sein müsse, prognostisch eine

wesentliche Änderung nicht zu erwarten sei und es sich im we-

sentlichen um pflegerische Maßnahmen und um Maßnahmen handele,

die den Kläger hindern sollen, sich selbst oder einem anderen

einen Schaden zuzufügen. Das LSG hat sich mit diesen seiner Ent—

scheidung entgegenstehenden Ausführungen des Sachverständigen

nicht ausreichend auseinandergesetzt. Es stützt sich auf die Be—

richte der KBN und auf die Zeugenbekundung der in der KBN tätigen

Uberärztin Dr. U . Durch die Äußerungen der behandelnden

Alinikärzte wird jedoch der entscheidungserhebliche Sachverhalt

nur ungenügend aufgeklärt. Das angefochtene Urteil beruht daher

auch auf einer Verletzung des 5 103 SGG. Die Oberärztin

Dr. H kannte den Kläger bei ihrer Zeugenaussage erst vier
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Monate. Sie erklärte zwar, daß "nach Auskunft des Pflegepersonals

und nach der
Krankengeschhchte" der von ihr beschriebene Zustand

seit Jahren so gewesen
sed.

Dem stehen jedoch die von Dr. Wudtke

in seinem Gutachten ausz gsweise wiedergegebenen Eintragungen in

der Krankengeschichte in ofern entgegen, als diese nur gelegent-

liche Zwischenfälle bele en und im übrigen eine in seiner kör-

perlichen Pflege völlige Abhängigkeit des Klägers vom Personal

bestätigen. Soweit sich \ie Zeugin auf das Pflegepersonal beruft,

macht sie keine näheren ngaben über die Quellen ihrer Informa-

tion. Über einen Leidens ustand und eine ärztliche Behandlung

. . .
\

. .w1rd zuverlässig nur ein Arzt informieren können.

Die Bekundungen der Zeug n sind schließlich hinsichtlich der für

die Abgrenzung einer Kra kenhauspflege von einem Pflege- und

Verwahrungsfall maßgeben en Kriterien nicht genau genug. Es wer-

den Maßnahmen geschilder , die auch im Rahmen einer Pflege und

Verwahrung durchgeführt erden (zB die Bemühungen des Pflegeper-

sonals um Einhaltung einer Ordnung, das Fernhalten von Tabletten

und Alkohol). Soweit therapeutische Maßnahmen erwähnt werden (zB

Beschäftigungs- und
Spi‘ltherapie),

wird zwar von einem vom Arzt

aufgestellten Therapiepäan gesprochen, aber nicht näher erläu—

tert, inwiefern die von}Sozialpädagogen,
Erziehern, Pflegekräften

1
und Beschäftigungstheradeuten durchgeführten Maßnahmen einer

ärztlichen Behandlung
udtergeordnet

sind. Die von der Zeugin ge-

machten Angaben schließ n eine nur begleitende ärztliche Behand-

lung im Rahmen einer Vexwahrung mit pflegerischer und pädagogi—

scher Betreuung nicht a 3. Hinsichtlich der medikamentösen Ver—

sorgung
ist ebenfalls

die
Notwendigkeit einer ständigen ärztli—
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führte und welche weiteren Behandlungsziele noch erreicht werden

können. In Anbetracht der langen Unterbringungszeit des Klägers

(seit 1953 ohne Unterbrechung) drängt es sich auf, die von den

Ärzten der KBN zur Notwendigkeit der Krankenhauspflege seit Ok—

tober 1979 gemachten Angaben daraufhin zu prüfen, ob und inwie—

fern eine Änderung in der Behandlungsnotwendigkeit oder Behand-

lungsmöglichkeit eingetreten ist, die eine zielgerichtete medi—

zinische Behandlung im Gegensatz zu früher angezeigt und erfolg-

versprechend erscheinen läßt. Soweit die Klinik ihre schriftli—

chen Aufzeichnungen nicht an das Gericht herausgibt und ein Be—

fund- und Behandlungsbericht der Klinik die Fragen nicht er-

schöpfend beantwortet, wird ein Arzt der KBN als sachverständiger

Zeuge zu hören sein, der über die gesamte streitbefangene Zeit

Auskunft geben kann. unter Umständen wird es notwendig sein,

einen weiteren ärztlichen Sachverständigen zu hören.

Schließlich ist noch das prozessuale Begehren des Klägers zu

klären. Für die zurückliegende Zeit kommt als Leistung nur eine

nostenerstattung in Betracht. Nach dem angefochtenen Urteil sind

die Uhterbringunggkosten vom beigeladenen Sozialhilfeträger ge—

tragen worden. Ein Kostenerstattungsanspruch könnte daher nur dem

Sozialhilfeträger zustehen (3% 10“, 107 des Sozialgesetzbuches

wVerwaltun sverfahren-)‚ der jedoch als Beigeladener den Anspruch

nicht in diesem Verfahren geltend machen kann. Wenn der Kläger

ein &e5t3tellung5ihtere538 daran hat, daß die Rechtsbeziehungen

zwischen der Beklagten und dem beigeladenen Sozialhilfeträger

geklärt werden, so wäre für den zurückliegenden Zeitraum an eine

Feststellungsxlage zu denken. Gegen die vom LSG angenommene Pro—
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chen Präsenz nicht hinrei hend begründet. Vielmehr muß auch die

Möglichkeit in Betracht g zogen werden, daß, abgesehen von gele-

gentlichen akuten Anlässe , eine Dauermedikation durchgeführt

wird, die nur von Zeit zu Zeit neuen Gegebenheiten anzupassen

ist. Die Bekundungen der eugin reichen jedenfalls nicht aus, um

feststellen zu können, da beim Kläger seit dem 12. Oktober 1979

ohne Unterbrechung eine K ankenhauspflege notwendig war und

durchgeführt wurde. Die B richte der Klinik schließen die Lücke

nicht. Zum Teil enthalten sie Behauptungen, die erst durch Tat-

sachenangaben zu belegen ind (ZB die Behauptung, daß es sich um

einen Behandlungsfall han ele); zum Teil sind die Angaben zu

allgemein, insbesondere b züglich der Frage, ob die für notwendig

angesehene medizinische Behandlung als solche nur stationär oder,

wenn der Kläger nicht schon zur Pflege und Verwahrung unterge—

bracht sein müßte, auch mbulant durchgeführt werden könnte. Der

vom Vormund des Klägers und dem Bevollmächtigten des Beigeladenen

zu 1) in der Revisionser iderung mitgeteilte Bericht der eben-

falls in der KBN tätigen Oberärztin Dr. F kann im Revisions—

verfahren nicht verwertet werden, da es der Revisionsinstanz

grundsätzlich verwehrt ist, neues Tatsachenvorbringen zu berück-

sichtigen (& 1b3 SSG).

Die aus diesen Gründen der Vorinstanz zu überlassende Ergänzung

der Sacnaufklärung wird sich zunächst darauf zu konzentrieren

haben, welche medizinischen Behandlungsmaßnahmen in dem gesamten

streittefangenen Zeitraum durchgeführt wurden, inwiefern und für

welche Aeit diese allein den Aufenthalt in einem Krankenhaus er—

forderlich machten, zu welchen Ergebnissen die Behandlung jeweils
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zeßführungsbefugnis des Klägers bestünden auch für eine solche

Klage keine Bedenken.

Die Entscheidung über die Kosten dieses Revisionsverfahrens

bleibt dem LSG vorbehalten.
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